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POLITIK MACHEN IN SPANNENDER ZEIT
Herausforderungen für die Bremer SPD und darüber hinaus 

Gruppenfoto der Bremer Delegierten kurz vor dem Beginn des Bundesparteitages (7. – 9. Dezember 2017) in Berlin: Gut gelaunt und erwartungsvoll, von links nach rechts: Bundestagsabgeordneter  
Uwe Schmidt, Landesvorsitzende Sascha Karolin Aulepp, Janne Herzog, die als Sprecherin der Mandatsprüfungs- und Zählkommission (MPZK) alle Ergebnisse der Wahlen auf dem Parteitag verkündete,  
Sören Böhrnsen, Landesschatzmeisterin Gisela Schwellach, Bundestagsabgeordnete Sarah Ryglewski, die später – wie auch Bürgermeister Carsten Sieling – in den Parteivorstand gewählt wurde,  
Europaabgeordneter Joachim Schuster und Karl Bronke.

D as	war	gut	im	Jahr	2017:	Wir	konnten	rich-
tig	 viele	 neue	 Mitglieder	 in	 unseren	 Rei-
hen	begrüßen.	Und	für	das	vielfältige	eh-

renamtliche	 Engagement	 vieler	 Genossinnen	 und	
Genossen	für	unsere	Partei	–	nicht	zuletzt	auch	im	
Bundestagswahlkampf	–	sind	wir	sehr	dankbar.	Der	
Wahlabend	 am	 24.	 September	 bedeutete	 für	 die	
SPD	eine	bittere	Niederlage,	auch	für	uns	im	Land	
Bremen.	 Ein	 Ziel	 konnten	 wir	 aber	 erreichen,	 wir	
konnten	 mit	 Sarah	 Ryglewski	 und	 Uwe	 Schmidt	
wieder	 beide	 Wahlkreise	 im	 Land	 Bremen	 gewin-
nen.	 Und	 auf	 dem	 Bundesparteitag	 im	 Dezember	
wurden	Carsten	Sieling	und	Sarah	Ryglewski	in	den	
Parteivorstand	gewählt,	zwei	PV-Mitglieder	aus	Bre-
men,	ein	großartiger	Erfolg	und	sicher	auch	ein	Aus-
druck	des	Anerkennens	der	politischen	Arbeit,	die	
von	der	Bremer	SPD	geleistet	wird.

Was	 die	 politischen	 Entwicklungen	 auf	 der		
Bundesebene	 die	 nächsten	 Wochen	 und	 Monate	
bringen,	ist	offen.	Die	Bundeskanzlerin	hat	mit	den-
jenigen,	 die	 nach	 der	 Bundestagswahl	 den	 Regie-
rungsbildungsauftrag	 für	 sich	 reklamiert	 hatten,	
ihre	Wunschkoalition	nicht	zu	Stande	gebracht,	die	
Verhandlungen	der	Jamaika-Parteien	sind	an	inne-
ren	 Widersprüchen	 und	 persönlichen	 Profilierun-
gen	krachend	gescheitert.	Die	SPD	ist	nicht	der	Aus-

fallbürge	 für	 dieses	 Scheitern.	 Aber	 die	 SPD	 kann	
sich	 auch	 nicht	 Gesprächen	 mit	 anderen	 Parteien	
entziehen.	Wir	scheuen	Neuwahlen	nicht,	streben	
diese	aber	nicht	an	–	ohne	zuvor	alle	anderen	Mög-
lichkeiten	ernsthaft	geprüft	zu	haben.	Der	Bundes-
parteitag	im	Dezember	hat	somit	beschlossen,	dass	
die	SPD	ergebnisoffene	Sondierungsgespräche	mit	
der	 CDU/CSU	 zu	 einer	 Regierungsbildung	 führen	
wird.	Die	Ergebnisse	dieser	Gespräche	sind	vor	einer	
Aufnahme	 von	 vertiefenden	 Verhandlungen	 von	
einem	 Bundesparteitag	 zu	 bewerten.	 Werden	 sol-
che	Verhandlungen	nach	dem	Parteitag	folgen	und	
werden	sie	mit	einer	Vereinbarung	abgeschlossen,	
werden	über	diese	abschließend	alle	Mitglieder	ent-
scheiden.

Wir	wollen	selbstverständlich	keine	Regierungs-
beteiligung	um	ihrer	selbst	willen,	damit	übernäh-
men	wir	eben	keine	staatspolitische	Verantwortung,	
sondern	 erwiesen	 der	 Demokratie	 einen	 Bären-
dienst.	Es	ist	und	bleibt	richtig,	dass	eine	große	Koa-
lition	die	Ausnahme	bleiben	muss.	Das	Wahlergeb-
nis	 war	 alles	 andere	 als	 ein	 Regierungsauftrag	 an	
eine	erneute	Große	Koalition,	ein	„Weiter	so“	darf	es	
deshalb	nicht	geben.	Es	muss	zu	einer	anderen	Kul-
tur	in	der	politischen	Kommunikation	und	Zusam-
menarbeit	kommen.	Die	Basis	für	die	zu	führenden	

Gespräche	 sind	 unsere	 Inhalte,	 diese	 wollen	 wir	
durchsetzen,	damit	das	Leben	für	die	Menschen	bes-
ser	wird.	„Es	geht	darum,	ob	wir	zum	Beispiel	eine	
stabile	Rente,	eine	paritätisch	finanzierte	gesetzliche	
Krankenversicherung	 für	 alle	 Menschen,	 eine	 ge-
rechte	Besteuerung	von	Vermögen	und	hohen	Ein-
kommen,	 die	 Beteiligung	 des	 Bundes	 an	 den	 not-
wendigen	 Ausgaben	 für	 Kinder	 und	 Bildung	
durchsetzen.	Das	und	vieles	mehr	war	mit	der	Union	
bislang	nicht	möglich.	Wenn	sich	das	nicht	ändert,	
ist	auch	eine	Zusammenarbeit	nicht	möglich“,	so	be-
nennt	unsere	Landesvorsitzende	Sascha	Karolin	Au-
lepp	einige	Essentials.	Daran	werden	wir	die	Ergeb-
nisse	der	Gespräche	mit	CDU/CSU	messen.

So	oder	so,	für	die	Bremer	SPD	wird	das	Jahr	2018	
ein	intensives	und	ein	arbeitsreiches	Jahr:	Auf	allen	
Ebenen	 der	 Partei	 finden	 im	 Frühjahr	 Vorstands-	
und	 Organisationswahlen	 statt	 und	 direkt	 im	 An-
schluss	beginnt	der	Prozess	der	Aufstellung	der	Kan-
didierenden	 für	 die	 im	 Jahr	 2019	 stattfindenden	
öffentlichen	Wahlen:	Wahl	der	Bremischen	Bürger-
schaft,	 Wahl	 der	 Stadtverordnetenversammlung	
Bremerhaven,	 Wahlen	 der	 Beiräte	 in	 Bremen	 und	
nicht	zuletzt	der	Europawahl.	Und	ein	Programm	für	
die	Bürgerschaftswahl	gilt	es	auch	zu	erarbeiten.	Es	
sind	und	bleiben	wirklich	spannende	Zeiten!		■
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D er	jüngste	herausgegebene	Bil-
dungstrend	 des	 Instituts	 zur	
Qualitätsentwicklung	 im	 Bil-

dungswesen	(IQB)	hat	gezeigt,	dass	sich	
die	Leistungen	von	Viertklässlern	in	den	
Fächern	 Deutsch	 und	 vor	 allem	 Mathe-
matik	im	Land	Bremen	trotz	der	Anstren-
gungen	aller	Verantwortlichen	in	Schule,	
Behörde	 und	 Politik	 verschlechtert	 ha-
ben.	Wir	müssen	dringend	handeln,	um	
die	Bildungsqualität	in	Bremen	und	Bre-
merhaven	nachhaltig	zu	verbessern.	Alle	
Kinder	 müssen	 nach	 Ende	 der	 4.	 Klasse	
Lesen,	 Schreiben	 und	 Rechnen	 können.	
Damit	dieses	Ziel	erreicht	werden	kann,	
ist	es	wichtig,	dass	sich	alle	Akteure	an-
gesprochen	fühlen:	Bildungsverwaltung,	
Politik,	 Schulleitungen	 und	 Lehrkräfte.	
Eine	 Voraussetzung	 ist	 ein	 besseres	 Zu-
sammenspiel	 der	 Akteure.	 Dieses	 ist		
verbindlicher	 zu	 gestalten	 und	 Förder-
maßnahmen	sind	besser	auf	die	Bedürf-
nisse	 der	 Kinder	 und	 Jugendlichen	 ab-
zustimmen.	 Konsequenzen	 aus	 dem		
IQB-Bildungstrend	müssen	sichtbar	sein	
und	 beschlossene	 Maßnahmen	 spürbar	
werden.	

Dabei	befindet	sich	Bremen	im	Ver-
gleich	zu	anderen	Bundesländern	in	ei-
ner	sozial	besonders	schwierigen	Situa-
tion	mit	mehreren	Risikolagen.	Folgende	
Faktoren	 müssen	 berücksichtigt	 wer-
den,	 um	 Chancengerecht	 handeln	 zu	
können:
■	 jedes	3.	Kind	ist	von	Armut	bedroht,
■	 jedes	2.	Kind	wächst	in	einem	Umfeld	

auf,	in	dem	Deutsch	nicht	die	Mutter-
sprache	 der	 Eltern	 bzw.	 des	 Kindes	
selbst	ist,

■	 jedes	 10.	 Kind	 ist	 Sprachanfänger,	
weil	jüngst	zugewandert,

■	 jedes	10.	Kind	hat	einen	sonderpäda-
gogischen	Förderbedarf.

Als	Reaktion	auf	den	IQB-Trend	haben	
wir	 ein	 umfangreiches	 Maßnahmenpa-
ket	„Pakt	zur	Verbesserung	der	Bildungs-
qualität“	vorgelegt,	das	sich	auf	drei	Säu-
len	stützt.

	
1. Verbindlichkeit im Handeln 
schaffen – von der Verwaltung 
bis ins Klassenzimmer

Schulleiter	 und	 Schulaufsicht	 entwi-
ckeln	 gemeinsam	 verbindliche	 Zielpers-
pektiven	 und	 die	 Entwicklungsschritte	
der	Schulen.	Für	Oberschulen	läuft	dieser	
Prozess	 bereits	 seit	 einem	 Jahr,	 für	
Grundschulen	wird	er	Anfang	kommen-
den	 Jahres	 gestartet.	 Ziel	 ist	 es,	 die	 Ver-
bindlichkeit	 in	der	Kommunikation	und	
Zusammenarbeit	zwischen	Schulen	und	
Behörden	 zu	 erhöhen,	 aber	 auch	 die		
Eigenverantwortung	 der	 Schulen	 in	 ei-
nem	klar	gesteckten		Rahmen	zu	stärken.	
Um	ein	übergreifendes	aber	auch	schul-
scharfes	Monitoring-	und	datenbasiertes	
Unterstützungssystem	 installieren	 zu	
können,	wird	ein	unabhängiges	Institut	
für	 Qualitätsentwicklung	 aufgebaut.	
Dies	passiert	vor	allem	durch	Bündelung	
vorhandener	 Ressourcen.	 Es	 soll	 als	
Dienstleister	 für	 Schulen	 und	 Schulauf-
sicht	dienen.	

2. Mehr Lernzeit und stabile 
Lernsituationen 

Für	Grundschulen	wird	optional	eine	
Lernzeitverlängerung	 ermöglicht.	 Ich	
werde	 daher	 bis	 Ende	 des	 Schuljahres	
2017/2018	einen	Vorschlag	vorlegen,	wie	
für	Kinder	mit	entsprechenden	Bedarfen	
und	 durch	 eine	 Flexibilisierung	 der	
Grundschulzeit	 die	 Erfüllung	 des	 Regel-
standards	 gewährleistet	 werden	 kann.	
Jedes	Kind	soll	die	Grundschule	erst	ver-
lassen,	wenn	es	fit	für	die	weiterführen-
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PAKT ZUR VERBESSERUNG DER BILDUNGS-
QUALITÄT

Die Risikolagen sind im Land Bremen besonders groß.

Dr. Claudia Bogedan ist seit 
Juli 2015 Senatorin für Kinder 
und Bildung der Freien Hanse-
stadt Bremen. Die in Limburg 
an der Lahn geborene Sozial-
wissenschaftlerin war zuvor 
von 2011 bis 2015 Abtei-
lungsleiterin Forschungsför-
derung bei der Hans-Böckler-
Stiftung. Seit 2002 ist sie Mit-
glied der SPD. Claudia Boge-
dan ist verheiratet und hat 
zwei Kinder. 
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de	Schule	ist.	In	15	Bremer	und	4	Bremer-
havener	 Grundschulen,	 die	 sich	 in	
besonders	 schwieriger	 Lage	 befinden,	
werden	 die	 Mathematikförderung	 ge-
stärkt	 (pro	 Schüler	 eine	 Wochenstunde	
zusätzlich)	und	Lerngruppen	/	Stabilisie-
rungsklassen	für	Kinder	mit	Lernschwie-
rigkeiten	geschaffen.

3. Neue Ressourcenausstattung – 
Ungleiches kann nicht gleich be-
handelt werden

Die	 Herausforderungen	 in	 allen	 Bre-
mer	Schulen	sind	groß	und	die	Verbesse-
rung	 des	 Bildungserfolgs	 der	 Schülerin-
nen	 und	 Schüler	 ist	 eine	 Aufgabe	 des	
gesamten	 Bildungssystems.	 Trotzdem	
gibt	 es	 Schulen,	 deren	 soziale	 Rahmen-
bedingungen	 schlechter	 sind	 und	 bei		
denen	ein	erfolgreiches	Lernen	aufwän-
diger	zu	erreichen	ist.	Diese	Schulen	be-
nötigen	 mehr	 Unterstützung,	 damit	 sie	
spezifische	Förderangebote	machen	kön-
nen.	 Dies	 bedeutet,	 dass	 die	 Zuweisung	
der	 Ressourcen	 nicht	 gleichmäßig	 über	
alle	Schulen	erfolgen	kann,	sondern	dass	
ungleiche	 Ausgangslagen	 und	 schwie-
rigere	 Lernbedingungen	 in	 besonderer	
Weise	berücksichtigt	werden	müssen.	

Für	dieses	Maßnahmenpaket	werden	
Finanzmittel	von	zusätzlich	rund	4	Milli-
onen	 Euro	 veranschlagt.	 Eingebettet	 ist	
das	zusätzliche	Paket	in	die	von	uns	An-
fang	 September	 vorgelegte	 Qualitätsof-
fensive,	die	mit	Ressourcen	hinterlegt	ist.	
Bereits	bei	der	Haushaltsaufstellung	für	
2018/19	 hatte	 der	 Bremer	 Senat	 die	
Haushaltsmittel	für	den	Bildungsbereich	
deutlich	erhöht.	Die	geplante	Steigerung	
des	 Haushalts	 beträgt	 für	 2018	 im	 Ver-
gleich	zu	2017	122,1	Mio.	Euro,	für	2019	
im	Vergleich	zu	2017	151,1	Mio.	Euro.	In-
nerhalb	 dieser	 Steigerung	 wurden	 drei	
Schwerpunktbereiche	beschlossen:	
■	 Verstärkung	der	Sprachförderung,	
■	 mehr	 Unterstützung	 für	 die	 Beschu-

lung	von	Kindern	mit	sonderpädago-
gischem	Förderbedarf	

■	 und	 die	 Unterstützung	 von	 Schulen	
und	Kindergärten	mit	besonderen	Be-
lastungen.
Damit	diese	Bereiche	fruchten,	ist	die	

Fachkräftegewinnung	 verstärkt	 worden.	
Weitere	 Verstärkungsmaßnahmen	 wer-
den	in	den	Bereichen	der	frühkindlichen	
Bildung	zur	Sprachförderung	und	Unter-
stützung	von	Kindern	mit	sonderpädago-
gischen	 Förderbedarfen	 vorgenommen.	
Wir	 arbeiten	 stetig	 an	 Verbesserungen	
und	 sind	 überzeugt,	 sie	 zu	 erreichen,	
wenn	wir	die	Problemlagen	gemeinsam	
erkennen	und	anpacken.		■

Von Claudia Bogedan, Senatorin für Kinder und Bildung
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ANZEIGE

UNTERBEZIRKSPARTEITAGE
Mit Vorstands-/Organisationswahlen

JAHRESAUFTAKT 2018 
IN DER UNION BRAUEREI BREMEN

■	 Bremen-Nord:	Samstag,	10.	März	2018,	10:00	Uhr
■	 Bremerhaven:	Samstag,	10.	März	2018,	10:00	Uhr,	Haus	am	Blink
■	 Bremen-Stadt:	Samstag,	17.	März	2018,	10:00	Uhr,
	 Bürgerzentrum	Neue	Vahr
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ORDENTLICHER LANDESPARTEITAG
Samstag, 21. April 2018, 10:00 Uhr

Vorläufige Tagesordnung:
1.	 Eröffnung	und	Begrüßung
2.	 Wahl	des	Parteitagspräsidiums
3.	 Beschlussfassung	über	die	Tagesordnung
4.	 Wahl	der	Mandatsprüfungs-	und	der	Zählkommission
5.	 Beschlussfassung	über	die	Geschäftsordnung	für	Landesparteitage
6.	 Politische	Berichte
	 6.1.	Bericht	über	die	Arbeit	des	Landesvorstandes
	 6.2.	Bericht	über	die	Arbeit	des	Senats
	 6.3.	Bericht	der	Bürgerschaftsfraktion
	 6.4.	Aussprache	zu	den	Berichten
7.	 Finanzberichte
	 7.1.	Bericht	der	Schatzmeisterin
	 7.2.	Bericht	der	Revisorinnen	und	Revisoren
	 7.3.	Aussprache	zu	den	Berichten
8.	 Entlastung	des	Landesvorstandes
9.	 Organisationswahlen
	 9.1.	Wahl	des	Landesvorstandes
	 9.2.	Wahl	von	vier	Revisorinnen	und	Revisoren
	 9.3.	Wahl	der	Landesschiedskommission
10.	 Wahl	von	Delegierten	und	Ersatzdelegierten	für	den	Parteikonvent
11.	 Personalvorschlag	für	die	Bundesliste	zur	Europawahl	2019
12.	 Antragsberatung
13.	 Schlusswort

Auch	Anfang	2018	lädt	der	Landesvorstand	wieder	alle	Mitglieder	und	die	
Freudinnen	und	Freunde	der	Bremer	SPD	zu	einer	Jahresauftaktveranstaltung	
ein.	Diesmal	in	den	Brausaal	der	Union	Brauerei	in	Bremen-Walle.	Reden	gibt	
es	von	der	Landesvorsitzenden	Sascha	Karolin	Aulepp	und	vom	stellvertreten-
den	 Parteivorsitzenden	 Ralf	 Stegner.	 Emanuel	 Jahreis	 und	 Freunde	 und	 der		
Poetry	Slamer	Sven	Kamin	stehen	für	den	kulturellen	Rahmen.	Familie,	Freun-
dinnen,	Freunde,	Bekannte,	Nachbarinnen,	Nachbarn	…	können	gerne	mitge-
bracht	werden.
Freitag, 12. Juni, 19:00 Uhr,

Union Brauerei, Theodorstraße 12, 28219 Bremen-Walle

U. A. w. g.: www.spd-land-bremen.de/termine, E-Mail: info-bremen@spd.de
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Die Bürgerschaft hat dem Doppel-
haushalt für die Jahre 2017 und 
2018  zugestimmt. Zuvor hatte die 

SPD-Fraktion gemeinsam mit dem Grünen 
Koalitionspartner noch ˜nderungen an 
dem Zahlenwerk beschlossen  und Schwer-
punkte gesetzt oder zusätzlich gestärkt.  
 
�Der Senat hat mit seinem Haushaltsentwurf 
gute Arbeit geleistet und stellt eindeutig die 
richtigen Weichen: Bremen investiert kräf-
tig in Zukunft � nämlich in Bildung. Jeder 
Euro, den wir in diesem Bereich investieren, 
ist gut ausgegebenes Geld�, sagt der SPD-
Fraktionsvorsitzende, Björn Tschöpe, und 
weist auf die weiteren Schwerpunkte hin: 
�Auch Wohnungsbau bleibt eine Kernauf-
gabe in unseren wachsenden Städten, des-
halb haben wir das Profil in diesem Bereich 
mit unseren Haushaltsänderungsanträgen 
noch weiter geschärft, indem wir insbeson-
dere weitere Wohnungen für Studierende 
aber auch für Azubis schaffen � und der 
Spaltung unserer Stadtteile durch entspre-
chende Förderprogramme etwas entgegen-
setzen (siehe Text unten). Darüber hinaus 
mobilisieren wir zusätzliche Mittel für die 

vielen ehrenamtlichen Übungsleiter sowie 
für Beratungsangebote und die Altenpflege.� 
 
So haben SPD und Grüne etwa auch be-
schlossen, dass die Übungsleiterpauschale 
um 125.000 Euro jährlich angehoben wird.  
Das Rat&Tat-Zentrum erhält 48.000 Euro 
im Jahr mehr. Im Gesundheitsamt werden 
mit jeweils 140.000 Euro im Jahr zusätzliche 
Stellen finanziert, damit die gestiegene 
Nachfrage bei der humanitären Sprech-
stunde und der zahnärztlichen Versorgung 
von Geflüchteten bedient werden kann. 
Auch die Beratungsstelle kitab, die wert-
volle Arbeit bei Jugendlichen gegen sala-
fistische Indoktrination leistet, wird besser 
gestellt und erhält vier zusätzliche Stellen. 
 
SPD und Grüne haben zudem beschlossen, 
dass 350.000 Euro in den  Lärmschutz für 
die Grönlandstraße in Burglesum fließen.  
Dort sind die Anwohner massiv von Bahn-
lärm betroffen. Auch  in die Barrierefreiheit 
investiert Rot-Grün: Für ein Konzept zum 
barrierefreien Ausbau der Haltestelle an der 

BREMEN INVESTIERT IN ZUKUNFT

Bardenflethstraße in Grolland gibt es pro 
Jahr 25.000 Euro. Und 90.000 Euro aus dem 
Budget des Wirtschaftssenators  sollen da-
für ausgegeben werden, den barriefreien 
Stadtführer in seiner bisherigen Qualität zu 
erhalten. Weitere Haushaltsbeschlüsse der 
Koalition: Das Budget zum Abriss verfallener 
Kaisenhäuser wird um 160.000  Euro auf 
dann 260.000 Euro pro Jahr erhöht.  Und das 
Geld, das  die DFL nach einem Beschluss der 
Bürgerschaft zu der Finanzierung von Poli-
zeikosten bei Hochrisikospielen beitragen 
muss, soll bei einer positiven Entscheidung 
des Gerichts  zur Abgeltung von Überstun-
den bei der Polizei verwendet werden.   
 
�Insgesamt haben wir mit diesen Beschlüs-
sen ein gutes Paket mit klaren politischen 
Schwerpunkten geschnürt�, sagt Björn Tschö-
pe.  �Und wir tun all dies gemeinsam mit 
dem Senat ohne den Konsolidierungspfad 
oder den Haushaltsrahmen zu verlassen: So 
investieren  wir nicht nur in Zukunft, sondern  
wir sichern die Zukunft unseres Bundes-
landes.�

SPD-Fraktion setzt mit einer Reihe von Beschlüssen Schwerpunkte im Doppelhaushalt 

Björn Tschöpe

PROGRAMM ZUR  
FACHKR˜FTESICHERUNG IN 
DER ALTENPFLEGE
 
Die Prognosen sind eindeutig: 
Es wird in den kommenden 
Jahren einen wachsenden 
Bedarf an Pflegekräften ge-
ben. Mehr als 4.000 zusätzlich 
benötigte Fachkräfte könnten 
es allein in Bremen bis 2030 
sein.  
Doch auch jetzt schon ist 
die Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt hoch, und für 
offene Stellen finden sich 
schwer Bewerberinnen oder 
Bewerber. Durchschnittlich 
180 Tage dauert es, bis eine 
ausgeschriebene Stelle in 
der Altenpflege auf dem 
ersten Arbeitsmarkt besetzt 
werden kann, und auch für 
die 250  Ausbildungsplätze für 
Altenpflegerinnen und Alten-
pfleger in Bremen finden sich 
nicht genügend Interessen-
ten, so dass einige der Plätze 
frei bleiben.   
 
Die Fraktionen von SPD und 
Grünen stellen im Doppel-
haushalt daher 440.000 Euro 
bereit, damit der Senat hier 
gegensteuern kann. 
Finanziert werden soll damit 
ein Sonderprogramm, mit 
dem neue Zielgruppen für 
den Bereich der Altenpflege 
gewonnen werden sollen � 
wie beispielsweise Langezeit-
arbeitslose, Geflüchtete oder 
Alleinerziehende. Alternativ 
ist der Senat aufgefordert, 
im Rahmen der Bremer 
Pflegeinitiaive begleitende 
Maßnahmen � wie beispiels-
weise Werbe- und Image-
Kampagnen � durchzuführen, 
um die vorhandenen Plätze in 
der Altenpflege-Ausbildung 
vollständig zu besetzen. 

MEHR GELD FÜR DEN WOHNUNGSBAU

Bremen und Bremerhaven sind wach-
sende Städte. Und unser politisches 
Ziel ist und bleibt es, die entspre-

chenden Voraussetzungen und Rahmen-
bedingungen für unser Bundesland zu 
schaffen�, sagt der baupolitische Sprecher 
der SPD-Bürgerschaftsfraktion, Jürgen 
Pohlmann. Mit dem �Sofortprogramm Woh-
nungsbau� habe der Senat in diesem Sinne 
einen richitgen Weg eingeschlagen, betont 
der Sozialdemokrat und ergänzt: �Diesen 
Weg haben wir nun mit zusätzlichen Maß-
nahmen im Haushalt noch einmal gestützt. � 
 
So hat Rot-Grün im Rahmen der Haushalts-
beratungen unter anderem beschlossen, das 
3. Wohnraumförderprogramm des Senats 
um noch einmal 40 Millionen Euro aufzusto-
cken. Gleichzeitig die soziale Durchmischung 
in den Stadtteilen fördern und junge Fami-

lien untersützten soll ein weiteres Förderpro-
gramm: Damit soll es auch denjenigen Fami-
lien ermöglicht werden, ein Eigenheim zu 
erwerben, die über ein geringeres Eigenka-
pital verfügen. Zusammengefasst: Wer erst-
mals neu errichtetes Wohneigentum zur Ei-
gennutzung erwirbt oder neuen Wohnraum 
in ehemaligen Gewerbeimmobilien schafft, 

minderjährige Kinder hat und in einem Orts-
teil mit starker soziale Belastung kauft, dem 
ersetzen wir die Grunderwerbssteuer, die 
Grundbuchgebühren, anfallende Bauge-
nehmigungsgebühren und die Notarkosten. 
Die Förderung ist begrenzt auf Objekte, de-
ren Kaufpreis � 330.000 nicht überschreitet.   
 
Mehr als drei Millionen Euro fließen zudem 
in die Planung und den Bau von fünf zusätz-
lichen Studierendenwohnheimen. Zudem 
soll es auch ein Azubi-Wohnheim geben. Als 
Standort wird hierfür das Jacobushaus ge-
prüft. Damit soll die Versorgungsquote mit 
Wohnheimplätzen deutlich erhöht werden � 
denn gerade Studierende und Auszubilden-
de stehen auf dem Bremer Wohnungsmarkt 
vor Problemen, da die Anzahl an preisgün-
stigen Singlewohnungen begrenzt und die 
Nachfrage hoch ist. 

Programme schaffen Voraussetzungen für wachsende Städte  Bremen und Bremerhaven

 Jürgen Pohlmann

  
Eine Übersicht über die ˜nde-
rungen und Schwerpunktset-
zungen der  SPD-Fraktion im 
Doppelhaushalt 2018 und 2019 
finden Sie unter: 
http://tiny.cc/
aenderungen_hh

INFO:




